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Die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) hat 2007 zusammen mit ihren Partnern 
vor Ort, aus Zivilgesellschaft, Regierung und Privatsektor, die vorliegende Kooperationsstrategie 
ausgearbeitet, die heute in aktualisierter Form publiziert wird. Die Grundzüge der Kooperations-
strategie wurden im September 2007 von der Direktion bewilligt. Mit ihr unterstreicht die Schweiz 
ihr Engagement, auch in Zukunft einen Beitrag zur Armutsminderung in Bolivien zu leisten. Mit 
ihren Aktivitäten in den Bereichen “Gute Regierungsführung und Demokratie“, “Nachhaltige 
Nutzung natürlicher Ressourcen“ und “Nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung“ orientiert sich 
die Strategie an den Prioritäten des Landes.
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AGRUCO Agroecología Universidad Cochabamba
ALBA Alternativa Bolivariana para las Américas
ATPDA Andean Trade Preference Act
BCB Banco Central de Bolivia
BIP Bruttoinlandprodukt
CAN Comunidad Andina de Naciones (Bolivien, Ecuador, Kolumbien und Peru)
CDC Capacidad y Derechos Ciudadanos Bolivia
COSUDE Agencia Suiza para el Desarrollo y la Cooperación (= DEZA)
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (= COSUDE)
FAM Bolivia Federación de Asociaciones Municipales de Bolivia
FAUTAPO Fundación Educación para el Desarrollo
FORDECAPI Programa Fortalecimiento de Capacidades Institucionales
FUNDESNAP Fundación para el Desarrollo del Sistema Nacional de Áreas Protegidas
GESTOR Programa Gestión Sustentable de Recursos Naturales
GruS Grupo de los Socios para el Desarrollo de Bolivia
INE Instituto Nacional de Estadística de Bolivia
MAS Movimiento al Socialismo
MDG Millennium Development Goal
MERCOSUR Mercado Común del Sur
NGO Nicht-Regierungs-Organisation
OECD Organisation for Economic Cooperation and Development
PCC Programa Cultura Ciudadana
PIC Programa de Innovación Continua
PND Plan Nacional de Desarrollo
PNUD Programa de las Naciones Unidas para el Desarrollo
POPA Plan Operativo Plurianual
ProCap Programa de Capacitación Laboral
PROFIN Fundación para el Desarrollo Productivo y Financiero
PROINPA Fundación Promoción e Investigación de Productos Andinos 
PRORURAL Asociación Boliviana para el Desarrollo Rural
PROSEDER Programa de Servicios de Desarrollo Económico Rural
PRRD Programa de Reducción de Riesgos de Desastres Naturales
PYME Pequeña y Mediana Empresa
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
UDAPE Unidad de Análisis de Políticas Sociales y Económicas, Bolivia 
UMSA Universidad Mayor de San Andrés
UMSS Universidad Mayor de San Simón en Cochabamba
UNO United Nations Organisation
VIPFE Viceministerio de Inversión Pública y Financiamiento Externo
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Zusammenfassung
Bolivien verzeichnete in den letzten Jahren 
ein kontinuierliches wirtschaftliches Wachstum 
zwischen vier und sechs Prozent. Dieses basiert 
vorab auf Rohstoffexporten. Dennoch bleibt 
Bolivien nicht nur das ärmste Land Südameri-
kas, sondern auch dasjenige mit den größten 
Einkommensunterschieden (Gini-Koeffi zient 
von 56%). 58% der Bevölkerung in Bolivien 
lebt in Armut. 32% der Bolivianerinnen und 
Bolivianer müssen sogar mit weniger als 
einem Dollar pro Tag auskommen.
Bolivien wird zurzeit durch Evo Morales Ayma 
und seiner politische Partei MAS (Movimiento 
al Socialismo) regiert. Inzwischen verfügt 
der Präsident über eine klare Mehrheit im 
Parlament und in sechs von neun Departe-
menten. Die von der Regierung dekretierten 
Nationalisierungsvorhaben werden von einer 
Mehrheit der Bevölkerung gutgeheißen, 
während die betroffenen Unternehmen und 
Departemente diskret Rechtssicherheit fordern.
Wegen der steigenden Unsicherheit ziehen 
sich immer mehr private Unternehmungen 
aus Bolivien zurück. Gleichzeitig konzentriert 
sich das Land auf wirtschaftliche Beziehungen 
mit Argentinien, Brasilien, China, Indien, 
Iran, Südkorea und Venezuela.
Erstmals in der Geschichte Boliviens ist die 
indigene Bevölkerung Teil von politischen 
Prozessen und Entscheidungen. Zu den 
zukünftigen Herausforderungen gehören 
die Bildung eines tragfähigen Sozialpaktes 
zwischen unterschiedlichen Weltansichten, die 
Dezentralisierung politischer und wirtschaft-
licher Entscheidungsbefugnisse, die gezielte 
Nutzung der nicht-erneuerbaren natürlichen 
Ressourcen und eine aktive Außenpolitik im 
Interesse der ärmeren Länder.
Boliviens nationaler Entwicklungsplan “Gut 
leben: Würde, Demokratie, Produktion, 
Souveränität“ ist ambitiös. Im Vordergrund 
stehen Initiativen im Bereich der Gesundheit, 
der Bildung und der Altersvorsorge. Ebenso 
wird die Verbesserung der sozialen Situation 
und der Ernährungssicherheit armer Bevöl-
kerungsschichten angestrebt.
Die DEZA ist seit 1969 in Bolivien präsent 
und verfügt (gemäß Umfragen) über einen 
ausgezeichneten Ruf. Das SECO stellte seine 
Tätigkeiten 2005 nach rund zwanzig Jahren 
ein, im Vorfeld einer verstärkten Konzentra-
tion seiner Aktivitäten in Schwellenländern.
Die Schweizerische Entwicklungszusammen-
arbeit mit Bolivien konzentriert sich auf drei 
Schwerpunktthemen, die in acht Program-
men konkretisiert und umgesetzt werden. Im 
Schwerpunktthema “Gute Regierungsführung 
und Demokratie“ werden Programme zur 
Bürgerbeteiligung und zur Stärkung demo-
kratischer Institutionen (insbesondere loka-
ler Regierungen) durchgeführt. Das zweite 
Schwerpunktthema “Nachhaltige Nutzung 
natürlicher Ressourcen“ umfasst Programme 
zur Planung und zur nachhaltigen Nutzung 
natürlicher Ressourcen sowie zur Reduk-
tion des Naturgefahrenrisikos. Der dritte 
Schwerpunkt “Nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung“ beinhaltet Dienstleistungen zur 
Unternehmensentwicklung, eine qualifi zierte 
Berufsausbildung und technologische Inno-
vationen. In allen Programmen der DEZA 
in Bolivien wird darauf Wert gelegt, gleiche 
Chancen für Frauen und Männer zu fördern, 
sowie Transparenz und die Wahrung der 
Menschenrechte zu garantieren.
Erstmals in der 
Geschichte 
Boliviens ist 
die indigene 
Bevölkerung Teil 
von politischen 
Prozessen und 
Entscheidungen.
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Besondere Anliegen der schweizerischen Ent-
wicklungspolitik sind die Breitenwirkung der 
Programme unter Einbezug der öffentlichen 
Politiken, die Koordination der Entwicklungs-
zusammenarbeit mit anderen Ländern und 
Partnern, die Förderung von innovativen 
Technologien und die Beteiligung am Aufbau 
einer interkulturellen Gesellschaft. Die Akti-
vitäten der DEZA konzentrieren sich auf das 
Andenhochland und interandine Täler. Für 
die Jahre 2008 bis 2012 wird ein fi nanzielles 
Volumen von jährlich durchschnittlich 20 Mio. 
Franken für die Zusammenarbeit angestrebt.
Die vorliegende Kooperationsstrategie basiert 
auf der vom Parlament im 2008 gutgehei-
ßenen Südbotschaft, ist mit Boliviens na-
tionalem Entwicklungsplan abgestimmt und 
orientiert sich ebenso an den Millenniums-
Entwicklungszielen der UNO wie an der 
Paris-Deklaration der OECD.
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1 Bolivien – ein Land in Bewegung
1.1 Vom Pendelschlag der Zeit – Transition und Wandel
Bolivien erlebt innert weniger Jahrzehnte die 
dritten tief greifenden Umwälzungen.
 ■  Landesweite und gewaltsame Aufstände 
bringen ab 1952 der bisher völlig margi-
nalisierten indigenen Bevölkerungsmehr-
heit erste Bürgerrechte: das allgemeine 
Wahlrecht wird eingeführt, die Agrarreform 
verschafft verarmten Bauern des Hoch-
landes individuellen Bodenbesitz, Schulen 
werden in ländlichen Gebieten eröffnet 
und die grössten Minenunternehmen 
des Landes verstaatlicht. Die Revolution 
von 1952 etabliert eine nationalistische 
Präsidialdemokratie.
 ■ Nach Jahren diktatorischer Militärherr-
schaft (1964 -1982) erfolgt ab 1982 
eine demokratische Öffnung, welche bis 
heute anhält. 1985 wird das neoliberale 
Regierungsmodell mit der starken Aus-
richtung auf Marktkräfte eingeführt und 
prägt die Geschichte des Landes während 
20 Jahren. 
 ■ Nach den klaren Wahlsiegen des heutigen, 
ersten indigenen Präsidenten Boliviens, Evo 
Morales Ayma, Ende 2005 und 2009 sucht 
das Land seinen Weg zu einer plurinatio-
nalen1 und interkulturellen2 Nation. Die 
kulturelle Dimension dieses Wandels stellt 
eine bedeutende Herausforderung dar.
Regionale Tendenzen verstärken die inner-
bolivianischen Auseinandersetzungen: Das 
Kräftemessen zwischen Privatisierung und 
Nationalisierung, zwischen exogener und 
endogener Entwicklung, wird auch im latein-
amerikanischen Kontext kontrovers debattiert. 
Sowohl liberal orientierte Länder (Kolum-
bien, Peru, Chile und Brasilien), als auch 
diejenigen mit einem staatsinterventionisti-
schen Kurs (Venezuela, Ecuador, Nicaragua, 
Kuba) beanspruchen für sich die Führung in 
Lateinamerika. Bolivien hat sich für letztere 
ausgesprochen – mit den Chancen und 
Risiken, die diese Wahl mit sich bringt.
Der an den letzten Wahlurnen zustande 
gekommene Wandel zeigt folgende Cha-
rakteristiken: die Machtpyramide hat sich 
umgekehrt. An der Spitze stehen heute Ver-
treterInnen der Sozialbewegungen, Bauern 
und indigener Volksgruppen. Erstmals in der 
Geschichte Boliviens gibt es eine weitgehende 
Übereinstimmung zwischen marginalisierten 
und armen Bevölkerungsschichten, ethni-
scher Zugehörigkeit und der Teilhabe am 
politischen System. Vieles deutet darauf hin, 
dass die in Gang gesetzte Transition lange 
dauern und Konfl ikte an der Tagesordnung 
bleiben werden.
1.2 Schaffung von Opportunitäten – die grosse Herausforderung Boliviens
Der historisch vorhandene Graben zwischen 
Reichen und Armen hat sich im letzten Jahr-
zehnt vergrössert. Bolivien ist nicht nur das 
ärmste Land Südamerikas, sondern mitt-
lerweile auch dasjenige mit den grössten 
Einkommensunterschieden in der Region 
1. Plurinational: bezieht sich auf die 
36 ethnischen Gruppen des Landes, 
welche sich als Nationen verstehen. 
Die neue Verfassung gewährt diesen 
neu defi nierte Rechte (Zugang zu 
Land und natürlichen Ressourcen 
sowie Vertretung in den staatlichen 
Organen).
2. Interkulturell: Das bisherige Modell 
Boliviens war stark durch westliche 
Werte geprägt. Neu sollen auch die 
Werte der bolivianischen indigenen 
Völker gezielt gefördert werden.
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(Gini-Koeffi zient von 59%). Der erschwerte 
Zugang zu den Produktionsfaktoren und die 
damit verbundene Unsicherheit und Willkür 
ist die häufi gste Ursache von landesinternen 
Konfl ikten und zunehmenden Migrations-
strömen im Innern des Landes wie auch ins 
Ausland. Gleichzeitig werden die vorhandenen 
Ungleichheiten als entwicklungshemmend 
erkannt – ein grosses wirtschaftliches Poten-
zial liegt brach. Es bildet sich ein gewisser 
Grundkonsens heraus, dass das Aufbrechen 
des Teufelskreises „Ungleichheit – Konfl ikte 
– wirtschaftliche Ineffi zienz“ sich nur über 
einen besseren Einbezug benachteiligter 
Bevölkerungsschichten erreichen lässt. Die 
damit verbundenen Herausforderungen 
für Bolivien sind vielfältig und gross:
 ■ Bildung eines tragfähigen Sozialpaktes 
und Zusammenführung unterschiedlicher 
Weltsichten. Die Umsetzung der vom Volk 
am 25. Januar 2009 angenommenen 
neuen Verfassung stösst auf erbitterten 
Widerstand oppositioneller Kreise;
 ■ Dezentralisierung politischer und wirt-
schaftlicher Entscheidungsbefugnisse sowie 
die Ausgestaltung von Autonomierechten 
für Departemente, Regionen, Gemeinden 
und indigene Volksgruppen;
 ■ Gezielte Nutzung der nicht-erneuerba-
ren natürlichen Ressourcen (Öl, Erdgas, 
Mineralerze) für eine breitenwirksame 
Beschäftigung sowie eine sozial verträg-
liche Umverteilung von brach liegenden 
Ländereien in den Tiefl anddepartementen;
 ■ Formulierung und Umsetzung öffentlicher 
Politiken unter konsequentem Einbezug 
der Interessen der verschiedenen und 
insbesondere der benachteiligten Bevöl-
kerungsschichten;
 ■ Eine aktive Aussenpolitik, welche die 
Interessen der ärmeren Länder in den 
Vordergrund stellt.
1.3 Rechte und Pfl ichten des Staates – die gute Regierungsführung
Die Regierung von Evo Morales sucht ihre 
Wahlversprechen umzusetzen. Dies wird von 
den sozialen Bewegungen auf der Strasse 
eingefordert und gleichzeitig von oppositi-
onellen Kreisen zu verhindern versucht. Eine 
generelle Einschätzung in diesem Umfeld 
zeigt folgendes:
Die Legitimität des Präsidenten ist hoch. Das 
Abwahlreferendum vom August 2008 sowie 
die Wahlen im Dezember 2009 bestätigten 
seine Popularität, auch wenn die Kritik an der 
Regierung lauter wird. Seit Dezember 2009 
hat die Partei von Evo Morales (MAS) die 
Zweidrittelmehrheit in den beiden parlamen-
tarischen Kammern inne und seit Mai 2010 
werden noch gerade drei Departemente3 von 
der Opposition regiert. Die von Evo Morales 
dekretierten Nationalisierungsvorhaben4 
werden von einer Mehrheit der Bevölkerung 
gutgeheissen, während die betroffenen Unter-
nehmen und Länder diskret Rechtssicherheit 
fordern. Direkte und willkürliche Eingriffe in 
die Gewaltentrennung sind keine Seltenheit 
und stellen eine permanente Herausforderung 
für das demokratische System dar. 
3. Santa Cruz, Tarija und Beni
4. Unter Nationalisierung versteht 
man die Umwandlung von privaten 
Unternehmen in öffentliche Wirt-
schaftseinheiten, meist verbunden 
mit Kompensationszahlungen. In 
Bolivien sind durch die Regierung 
Evo Morales einige Unternehmen des 
Erdöl-, Erdgas- und des Minensektors 
sowie der Telekommunikation und 
kürzlich der Elektrizitätswirtschaft 
verstaatlicht worden. In einzelnen 
Fällen handelte es sich um partielle 
Nationalisierungen, bei welcher der 
Staat sich die Mehrheit, nicht aber 
den vollständigen Besitz der Aktien 
sicherte. 
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1.4 Bürgerrechte und demokratische Praxis
Die Bevölkerung spricht sich in einem Refe-
rendum 2006 klar für die Erarbeitung einer 
neuen Verfassung durch eine Verfassungsge-
bende Versammlung aus. Nach einem zähen 
Start wird Ende 2007 - inmitten gewalttätiger 
Unruhen und unter teilweisem Ausschluss von 
oppositionellen Abgeordneten - ein erster 
Verfassungstext verabschiedet. Dieser fi ndet 
bei der Opposition keine Akzeptanz und wird 
vehement bekämpft. Es braucht mehrere 
Anstösse bis Regierung und Opposition sich 
fi nden und im Oktober 2008 im Kongress 
ein minimaler Konsens für die wichtigsten 
Streitpunkte erreicht werden kann. Damit wird 
der Weg frei für das Verfassungsreferendum 
im Januar 2009: das Volk stimmt der neuen 
Verfassung mit klarem Mehr zu (61%).
Das politische System Boliviens erholt sich 
nur sehr langsam vom faktischen Verschwin-
den der traditionellen politischen Parteien. 
Ein klares politisches Gegengewicht zu 
Evo Morales ist zurzeit nicht erkennbar. In 
der öffentlichen Debatte überwiegen die 
Partikulärinteressen meist gegenüber den 
Gemeininteressen. Die Anliegen der indi-
genen Volksgruppen, der Coca-Bauern 
sowie der gewerkschaftlich organisierten 
Arbeiterschaft sind in der öffentlichen Debatte 
omnipräsent und werden von der Regie-
rung priorisiert. Die städtische Mittelklasse 
sowie die Intellektuellen sind gegenüber der 
Regierungspolitik skeptisch eingestellt. Ihre 
anfängliche Unterstützung der Regierung 
und des “Movimiento al Socialismo“ (MAS) 
ist in Frage gestellt.
1.5 Manna aus dem Erdreich und die Extraktionsmentalität
Dank der hohen Weltmarktpreise für Erdöl, 
Erdgas und Mineralerze in den letzten Jahren 
sind die Staatsfinanzen Boliviens zurzeit 
gesund, jedoch wegen der Abhängigkeit von 
wenigen Exportprodukten äusserst verletzlich. 
Die globale Finanzkrise von 2008 hinterlässt 
im Minensektor Spuren: Zu nennen sind das 
sinkende Preisniveau, abnehmende Export-
erlöse sowie die steigende Arbeitslosigkeit. 
Es ist aber eine Erholung auszumachen.
Makroökonomische Indikatoren zeigen ein 
zwiespältiges und brüchiges Bild der Wirt-
schaft: Die Exporterlöse haben seit 2005 
kontinuierlich zugenommen und die Reserven 
in ausländischer Währung erreichen nie 
gekannte Werte. In den letzten Jahren ver-
zeichnet Bolivien sogar Finanzüberschüsse. 
Sorge bereiten dagegen die Stagnation der 
Privatinvestitionen auf tiefem Niveau, die 
Zunahme der internen Verschuldung auf heute 
ca. 24% des Bruttoinlandprodukts (BIP), das 
Verharren des  – gemessen am Potential – 
bescheidenen Wirtschaftswachstums sowie 
das Auffl ackern der Infl ation (vgl. Beilage 2).
Die hohen Einnahmen aus dem Erlös von 
Erdgas und Mineralerzen verleiten viele der 
wirtschaftlichen Akteure zu einer Extraktions-
mentalität: Ein wirtschaftlicher Aufschwung 
wird in erster Linie dank der Ausbeutung 
der natürlichen, vorab nicht erneuerbaren 
Ressourcen erwartet. Mit der fortschreitenden 
Degradierung der erneuerbaren natürli-
chen Ressourcen wird zudem die Basis für 
eine nachhaltige produktive Entwicklung 
geschwächt.
1.6 Verunsicherung des Privatsektors
Das Fehlen eines substanziellen Dialogs mit 
der Regierung sowie die mangelnde Klarheit 
betreffend die zukünftige Regierungspolitik 
führen zu einer grossen Verunsicherung des 
Privatsektors und teilweise zu Einbrüchen 
in der Produktion. Der Privatsektor ist mit 
regionalen Unterschieden fragmentiert und 
geschwächt. Es gelingt ihm nicht, tragfähige 
Allianzen zu bilden. Die Regierung erwartet 
von den transnationalen Unternehmungen 
ein kooperatives Verhalten (socios!), unter-
nimmt aber wenig, um die Rechtssicherheit 
im Land sicherzustellen. Die wirtschaftlichen 
Beziehungen (Handel, Investitionen) mit Län-
dern wie China, Brasilien, Iran, Argentinien 
und Venezuela werden verstärkt. In den Ver-
handlung zwischen der Comunidad Andina 
de Naciones (CAN) und der Europäischen 
Union sowie derjenigen zwischen Bolivien und 
den Vereinigten Staaten (ATPDA5) ist Bolivien 
isoliert und verliert wichtige Absatzmärkte.
Auch viele bäuerliche KleinproduzentInnen 
fühlen sich durch die Regierungspolitik mar-
ginalisiert. Die neuen Marktmechanismen 
und die alternativen Freihandelsabkommen 
unter der Führung von Venezuela schwächen 
ihre traditionellen Märkte.
5. Andean Trade Preference Act: Bolivien 
ist zurzeit von den Vorzugsbedingun-
gen des ATPDA für den amerikani-
schen Markt ausgeschlossen. Konkret 
wird das wichtige Exportgeschäft für 
Textilprodukte aus Leder, Baumwolle 
und Kameloidenwolle eingeschränkt.
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1.7 Boliviens Entwicklungspolitik
Der nationale Entwicklungsplan „Gut leben: 
Würde, Demokratie, Produktion, Souverä-
nität“ ist ambitiös. Er sieht vor, die Millenni-
umsentwicklungsziele bis 2015 zu erreichen, 
die Armut zu reduzieren (extreme Armut: 
von 32% auf 22%; relative Armut: von 58% 
auf 55%) und die Einkommensunterschiede 
zu verringern. Kernstück dieses nationalen 
Entwicklungsplans ist die Wiedererlangung 
der staatlichen Verfügungsgewalt über die 
natürlichen Ressourcen sowie die Bildung 
einer plurinationalen und interkulturellen 
Nation. Im Vordergrund stehen besonders 
Initiativen im Bereich der Gesundheit, der 
Bildung und der Altersvorsorge. Ebenso 
wird die Verbesserung der sozialen Situation 
und der Ernährungssicherheit armer Bevöl-
kerungsschichten angestrebt. Die Rolle und 
die Verantwortlichkeit des Staates sind zentral 
und die internationale Entwicklungszusam-
menarbeit bleibt für Bolivien weiterhin von 
grosser Bedeutung. Die gesamte offi zielle 
Entwicklungszusammenarbeit macht ca. 
9% des Bruttoinlandprodukts aus. Über 
30% der öffentlichen Investitionen werden 
durch multilaterale Kredite und Leistungen 
bilateraler Geber fi nanziert.
Die Beziehungen der Regierung zur internati-
onalen Gebergemeinschaft waren anfänglich 
kühl, haben sich in der Zwischenzeit jedoch 
verbessert. Heute bestehen auf beiden Seiten 
ernsthafte Bemühungen, einen konstruktiven 
Dialog über Ausrichtung und Modalitäten der 
Zusammenarbeit zu führen. Die Regierung 
hat zu diesem Zweck fünf Diskussionsrunden 
eingerichtet, die Gebergemeinschaft ihrerseits 
hat eine Gruppe6 zur Unterstützung der Koor-
dinationsfunktion der Regierung ins Leben 
gerufen. An diesen Harmonisierungsbemü-
hungen beteiligen sich die OECD-Länder 
sowie die multilateralen Organisationen.
6. Die Grupo de los Socios para el Desar-
rollo de Bolivia (GruS) umfasst die 
20 wichtigsten bi- und multilatera-
len Agenturen und Organisationen, 
welche im Rahmen der Paris-Deklara-
tion eine verbesserte und transparente 
Zusammenarbeit mit der Regierung 
anstrebt. „Neue“ Entwicklungsakteure 
wie Kuba, Venezuela, Russland, Iran 
oder China gestalten ihre Zusammen-
arbeit mit der Regierung weitgehend 
direkt und bilateral.
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2 Bisherige Zusammenarbeit – Perzeptionen 
und Lessons learnt
2.1 Erkennbare Resultate und Wirkungen der bisherigen Zusammenarbeit
Aus der Vielfalt der Aktionslinien werden 
nachstehend einige illustrative Beispiele aus 
vier Dekaden der schweizerischen Zusam-
menarbeit aufgeführt.
 ■ Die Schweiz hat seit Mitte der siebziger 
Jahre die Produktion von hochwerti-
gem Saatgut (Futtermittel, Forstwesen, 
Bohnen, Kartoffeln, andine Getreidesor-
ten) gefördert. Heute verdienen mehrere 
tausend SaatgutproduzentInnen einen 
substanziellen Teil ihres Einkommens 
damit. Diese langjährigen Bemühungen 
haben die forst- und landwirtschaftliche 
Produktivität und damit das Einkommen 
von Kleinbauern und -bäuerinnen erhöht, 
mehrere nationale Institutionen geschaffen 
(Unternehmungen, Genbanken, staatliche 
Programme) sowie die Ernährungssicher-
heit und die Exporte Boliviens merklich 
verbessert. 
 ■ Ab Mitte der achtziger Jahre hat sich die 
Schweiz für eine bessere Beteiligung der 
Bürger und Bürgerinnen auf regionaler 
und lokaler Ebene eingesetzt. Die dabei 
gewonnenen Erfahrungen haben ab 
1995 Eingang in die nationalen Bestre-
bungen zur Dezentralisierung des 
bolivianischen Staates gefunden (Ley de 
Participación Popular). Die Schweiz unter-
stützt seither die Ausbildung tausender 
PromotorInnen, von Basisorganisationen 
sowie Gemeindebehörden in der Aneig-
nung und effektiveren Umsetzung von 
Dezentralisierungsmassnahmen. 
 ■ Seit Anfang der neunziger Jahre unterstützt 
die Schweiz die nachhaltige Nutzung 
von Wassereinzugsgebieten in sechs 
von neun Departementen. Dabei wurden 
namhafte Resultate erzielt: Erstellung von 
produktiver Infrastruktur und kommunaler 
Aufforstung in 12 Wassereinzugsgebieten 
(500 Comunidades in 33 Gemeinden), 
Verminderung von Erosionsverlusten um 
70% und Vervierfachung der Walddichte, 
Bildung eines forstwirtschaftlichen Fonds, 
welcher heute zur Produktion und Ver-
marktung dient.
 ■ Ebenfalls in den frühen neunziger Jahren 
begann die Förderung von produktiven 
Wertschöpfungsketten. Unter anderem 
sind heute die innovativen Resultate im 
Mikrofi nanzwesen (Einführung alternativer 
Instrumente und Technologien in über 
50% der 30 bolivianischen Mikrofi nanz-
institutionen), die Unterstützung von 
Produktionsstrategien in 15 Gemeinden 
sowie die gezielte Förderung des Exports, 
namentlich im Bereich der Biodiversität, 
anerkannt.
Diese 
langjährigen 
Bemühungen 
haben die 
forst- und 
landwirtschaftliche 
Produktivität 
und damit die 
Ernährungs-
sicherheit sowie 
die Exporte 
Boliviens 
merklich 
verbessert.
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Die schweizerische 
wirkungsorientierte Zusammenarbeit 
in Bolivien geniesst einen guten Ruf. 
Insbesondere wird ihre Ausrichtung 
auf langfristige Ziele geschätzt. Ihre 
Markenzeichen sind die Flexibilität, 
die Prozessorientierung, die gezielte 
Förderung der Innovation sowie das 
Zusammenbringen verschiedener 
Entwicklungsakteure.
langfristig
flexibel
prozess-und
wirkungsorientiert
innovativ verbindend
2.2 Erfolgsfaktoren für die Zukunft – Lessons learnt
 ■ Die langfristig ausgerichtete strategi-
sche Orientierung ist die Grundlage 
einer wirkungsvollen schweizerischen 
Zusammenarbeit. Darauf aufbauend 
hat sich ein Vorgehen in kleinen Schritten 
bewährt. Dieses verspricht Kontinuität und 
zeichnet die Schweiz als engagierte und 
verlässliche Partnerin aus.
 ■ Die Veränderungen des politischen, 
so zialen und wirtschaftlichen Kontexts 
können einerseits als Chance für die 
Programmgestaltung genutzt werden. 
Andererseits muss die Flexibilität der 
Zusammenarbeit erhöht werden, um 
schnell auf Risiken wie zum Beispiel soziale 
Unruhen und eine geschwächte Rechts-
staatlichkeit eingehen zu können. Risiko-, 
Innovations- und Lernbereitschaft sind 
dazu unumgängliche Voraussetzungen 
für die Schweiz und das Personal des 
Kooperationsbüros.
 ■ Eine verbesserte Wirkung der Zusammen-
arbeit wird vom Programmansatz, der 
Fokussierung auf 8 Programme (statt der 
früher über 30 Projekte) erwartet. Dieser 
verspricht eine gezielte Bündelung der 
Kräfte auf die Programmziele, geringere 
Transaktionskosten der DEZA und der 
Partner, sowie eine bessere Vernetzung 
der Akteure. Gleichzeitig soll damit – wo 
möglich – die Einbindung in nationale 
Programme und Strukturen gefördert 
werden.
 ■ Ausgehend von lokalen Erfahrungen 
wird eine grössere Breitenwirkung mit 
gezieltem Scaling-Up von Erkenntnissen 
und Vorhaben über den Projekt- oder Pro-
grammrahmen hinaus angestrebt. Dazu 
können Allianzen mit Akteuren gebildet 
oder der Wissenstransfer in politische 
Entscheidungsprozesse gefördert werden. 
 ■ Der Politikdialog soll sich nicht nur 
auf die Zentralregierung beschränken, 
sondern in verschiedenen Bereichen 
(öffentlich–öffentlich, öffentlich–privat, 
Staat–Gesellschaft, Technik–Methodik–
Politik) und mit unterschiedlichen Ent-
wicklungsakteuren geführt und gefördert 
werden. Einen Mehrwert vermag die 
Schweiz aufgrund ihres eigenen föde-
ralistischen Staatssystems vor allem auf 
der lokalen Ebene zu leisten.
Einen Mehrwert 
vermag die 
Schweiz 
aufgrund 
ihres eigenen 
föderalistischen 
Staatssystems 
vor allem auf der 
lokalen Ebene zu 
leisten.
STRATEGISCHE ORIENTIERUNG 2008 – 2012
13
3 Strategische Orientierung 2008 – 2012
3.1 Vision, Mission und Ziele – wofür wir uns engagieren
Die Schweiz orientiert sich an folgender 
Z u k u n f t s v i s i o n  f ü r  da s  Land : 
Bolivianerinnen und Bolivianer beteiligen 
sich gleichberechtigt am wirtschaftlichen, 
politischen, sozialen und kulturellen Leben 
der Gesellschaft und des Landes, wirken 
selbstbestimmt und aktiv an deren Aufbau 
mit und ziehen direkten Nutzen aus der 
Entwicklung des Landes. 
Mission: Die Schweiz setzt sich zum Ziel, 
einen Beitrag für ein Leben in Würde für 
alle zu leisten.
Ausgehend von den grossen Herausforde-
rungen des Landes (vgl. Kap. 1) setzt die 
Schweiz in ihrem Programm der Entwick-
lungszusammenarbeit Schwerpunkte. Sie 
unterstützt die Bekämpfung von Armut 
und Ungleichheit durch die Schaffung von 
Arbeit und Einkommen sowie durch die nach-
haltige Nutzung der natürlichen Ressourcen. 
Sie trägt zur Vertiefung der demokratischen 
Kultur sowie zum interkulturellen Dialog bei. 
Die Schweiz schafft Opportunitäten für die 
wirtschaftliche, soziale, ökologische, demokra-
tische und kulturelle Entwicklung des Landes.
Diese Ausrichtung erlaubt die In-Wert-Setzung 
der langjährigen thematischen Erfahrung 
der Schweiz in Bolivien. Im Besonderen 
werden das Zusammenbringen verschiedener 
Entwicklungsakteure und deren Innovati-
onskapazität gezielt gefördert. Flexibilität, 
Prozess- und Wirkungsorientierung bleiben 
die Markenzeichen der schweizerischen 
Entwicklungszusammenarbeit. 
3.2 Globale Orientierung – Grundlagen, die wir berücksichtigen 
Die Kooperationsstrategie der Schweiz für 
Bolivien orientiert sich an:
 ■ Millenniums Entwicklungsziele (UN 
20007). Das Programm der Schweiz in 
Bolivien zielt im Besonderen auf die Ver-
minderung von Armut und Hunger (MDG 
1), auf die Förderung einer gleichbe-
rechtigten Entwicklung von Frauen und 
Männern (MDG 3) sowie auf ökologische 
Nachhaltigkeit (MDG 7). Ein weiterer 
Schwerpunkt bildet die Demokratieent-
wicklung.
 ■ Nationaler Entwicklungsplan Bolivi-
ens (Ministerio de Planifi cación, 20068). 
Das von der Schweiz unterstützte Pro-
gramm orientiert sich an Zielen des natio-
nalen Entwicklungsplans und leistet einen 
Beitrag zur Erreichung einzelner Ziele.
 ■ Schweizerische Aussenpolitik9. Die 
Ausrichtung der vorliegenden Kooperati-
onsstrategie orientiert sich an den im Aus-
senpolitischen Bericht 2007 aufgeführten 
Prioritäten sowie an den Aussenpolitischen 
Zielen (Aussenpolitischer Bericht 2000).
 ■  Südbotschaft (200810). Das Programm 
der Entwicklungszusammenarbeit der 
Schweiz in Bolivien ordnet sich in den 
Schwerpunkt 1 (Die Millenniums-
7. Die „Millennium Development Goals” 
(MDGs) entstanden aus Aktionen und 
Zielen der Millennium-Deklaration, 
die im September 2000 anlässlich 
des UN Millennium Gipfels von 189 
Nationen angenommen und von 
147 Staatschefs und Regierungen 
unterzeichnet wurde.
8. Plan Nacional de Desarrollo / Vivir 
bien: Dignidad, Democracia, Produc-
ción, Soberanidad, 2006.
9. Aussenpolitischer Bericht 2007 sowie 
Aussenpolitischer Bericht 2000 des 
Bundesrats.
10. Botschaft über die Weiterführung der 
technischen Zusammenarbeit und der 
Finanzhilfe zu Gunsten von Entwick-
lungsländern vom 14. März 2008.
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Schwerpunkt 1 Gute Regierungsführung und Demokratie
Ziel Förderung einer demokratischen Kultur zur Erhaltung des 
Friedens und der Wahrung der Menschenrechte
Programm (PCC)
Stärkung der Zivilgesellschaft
Staatsbürgerliche Rechte und Pfl ichten
Unterstützung der Entwicklung und Ausübung von Bürger-
rechten und –pfl ichten
Wirkungshypothesen Die Ausübung von Bürgerrechten und –pfl ichten schafft günstige 
Bedingungen für eine gleichberechtigte Entwicklung und die 
Bekämpfung der Armut.
Eine über Rechte und Pfl ichten informierte Gesellschaft nimmt 
ihre Aufgaben bewusst wahr.
„Wir in Tupiza nahmen am Wettbewerb ‘La Cosa es Proponiendo‘ 
über Volksinitiativen teil … Ebenfalls arbeiten Jugendliche in 
der Gemeinderegierung in Bildungsprogrammen für Jugend-
liche mit. Dieser Wettbewerb brachte uns das Instrument der 
Initiative näher, genau was wir brauchten.“
Warmi, 18 Jahre, Potosí
Entwicklungsziele (MDG) erreichen – Armut 
mindern) und den Kooperationsbereich 1 
(Unterstützung der Armutsminderungs-
strategien der Schwerpunktländer) der 
Südbotschaft ein. Bolivien ist eines der 
Schwerpunktländer der DEZA.
 ■ Die Deklaration von Paris (OECD, 
200511). Die Schweiz gestaltet ihr Pro-
gramm wirkungsorientiert und unter-
stützt die Bestrebungen zur verbesserten 
Geberharmonisierung und Ausrichtung 
auf die nationalen Entwicklungspläne.
3.3 Unsere thematischen Schwerpunkte – wo wir uns engagieren
Abgestimmt auf die oben aufgeführten 
Orientierungen priorisiert die Schweiz drei 
thematische Schwerpunkte, welche in acht 
Programmen konkretisiert und umgesetzt 
werden. Diese sind teilweise miteinander 
vernetzt. Sie ergänzen und verstärken sich 
gegenseitig.
11. Die am 2. März 2005 gebilligte Paris 
Deklaration ist ein internationales 
Abkommen, bei welchem sich über 
hundert Regierungschefs, LeiterInnen 
von NGOs und weitere führende 
Angestellte darauf festlegten, dass 
ihr Land und ihre Organisation sich 
für eine Harmonisierung der Entwick-
lungshilfe einsetzen.
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Programm (FORDECAPI)
Stärkung demokratischer Insti-
tutionen
Demokratische Institutionen und Interkulturalität
Förderung demokratischer Institutionen des Staates (insbe-
sondere zur Stärkung der lokalen Gouvernanz) sowie des 
interkulturellen Dialogs
Wirkungshypothesen Die Gute Regierungsführung schafft günstige Bedingungen für 
eine gleichberechtigte Entwicklung und trägt zur Bekämpfung 
der Armut und Ungleichheiten bei.
Ein effi zienter und auf Bürgerbeteiligung bedachter Staat fördert 
die Gute Regierungsführung.
Interkulturalität ist eine Grundvoraussetzung für den Aufbau 
einer demokratischen Gesellschaft.
„ Ich kam als Sklave zur Welt. Meine Kinder wurden frei gebo-
ren und glauben mir nicht, was ich ihnen erzähle. Alles ist 
vergänglich - unsere Grosskinder könnten Fehler begehen, weil 
sie ihre Freiheit nicht schätzen. Sie hören nicht gerne, dass wir 
eine versklavte Region waren. Aber so war es.“
Bonifacio, 48 Jahre, Chuquisaca
Beobachtungsvariablen  ● Die Gesellschaft verteidigt die Einhaltung der Menschen-
rechte und die Prinzipien des Rechtsstaates.
 ● Die demokratische Regierungsführung der Gemeinden wird 
durch die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger verbessert.
 ● Der Rechtsstaat wird gestärkt.
 ● Der Zugang zu öffentlicher Information ist erleichtert.
Schlüsselindikatoren  ● Anzahl der Menschenrechtsverletzungen durch den Staat
 ● Anzahl Konfl ikte mit Gewaltanwendung
 ● Verringerung der Kluft zwischen den einzelnen sozialen 
Gruppen (im Sinne einer Nicht-Diskriminierung)
 ● Anzahl und Art der Initiativen, die die Rechte und Pfl ichten 
der Staatsbürgerinnen und -bürger stärken
 ● Prozentsatz der Bevölkerung mit Zugang zu öffentlicher 
Information
 ● Lokale Politiken guter Qualität, welche mit aktiver und 
gleichberechtigter Beteiligung von Jugendlichen und Frauen 
erarbeitet wurden
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Schwerpunkt 2 Nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen
Ziel Aufwertung und nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen 
im Hinblick auf einen besseren Zugang zu Entwicklungs-
Opportunitäten
Programm (GESTOR)
Planung Natürlicher Ressourcen 
Partizipative Planung und Raumordnung
Die lokalen Akteure beteiligen sich an der dezentralen Planung 
der Nutzung von natürlichen Ressourcen zur nachhaltigen 
wirtschaftlichen Entwicklung.
Wirkungshypothese Lokal koordiniertes Vorgehen schafft bessere Entwicklungs-
opportunitäten, vermindert die Verletzlichkeit benachteiligter 
Bevölkerungsschichten und reduziert das Risiko sozialer Konfl ikte.
„Wir möchten die Effi zienz der öffentlichen Verwaltung verbessern 
und die Demokratie verbreiten. Die gerechte Bodenverteilung 
sowie die regionale Entwicklung sollen gefördert werden, um 
die Institutionen zu stärken und öffentliche Investitionen zu 
erhöhen.“
Enrique, 50 Jahre, La Paz
Programm (BioCultura)
Nutzung und Erhaltung der 
Biodiversität
Nachhaltige Nutzung und Erhaltung der Biodiversität 
Die lokalen Akteure nehmen konkrete Chancen wahr, um 
ihre Lebensbedingungen zu verbessern und die natürlichen 
Ressourcen zu erhalten. Die Erfahrungen auf lokaler Ebene 
fl iessen in die Politikgestaltung ein.
Wirkungshypothese Es gibt wirtschaftliche Anreize zur Förderung der Produktion, 
des Konsums und des Exports von Biodiversitätsprodukten.
„Tier- und Pfl anzenarten auf dem Land sind vom Aussterben 
bedroht. Wir müssen unsere Biodiversität mit Verantwortung 
nutzen, wie es unsere Grossväter taten. Wir wollen besser leben 
- untereinander, mit unserer Kultur und der Natur.“
Anselmo, 38 Jahre, La Paz
Programm (PRRD)
Risikoreduktion bei Naturkatas-
trophen
Prävention von Naturkatastrophen
Die Kapazitäten staatlicher und nichtstaatlicher Akteure zur 
Verminderung des Naturkatastrophen-Risikos sind gestärkt.
Wirkungshypothese Durch die Förderung einer Präventionskultur lokaler, regionaler 
und nationaler Akteure und die Unterstützung von Präventions-
massnahmen reduzieren sich die physischen, ökonomischen 
und sozialen Folgen von Naturkatastrophen.
„Die Zusammenarbeit half uns vorauszuschauen, Leute aus-
zubilden, zu planen. Wir werden nicht erlauben, dass uns der 
Fluss die Schule wegschwemmt, die Erfahrungen halfen uns, 
Naturgefahren zu erkennen und Katastrophen vorzubeugen.“
Cristian, 34 Jahre, Cochabamba
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Beobachtungsvariablen  ● Die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens-
bedingungen bäuerlicher und indigener Gemeinschaften 
sind verbessert.
 ● Die wirtschaftlichen Verluste der wichtigsten Landwirtschafts-
produkte durch Naturkatastrophen werden vermindert.
 ● Natürliche Ressourcen werden nachhaltig genutzt und 
bleiben dadurch erhalten.
 ● Die Valorisierung und Erneuerung des lokalen Wissens 
und der Bewirtschaftungspraxis der Biodiversität schafft 
neue Einkommensmöglichkeiten für die Bevölkerung und 
verbessert die Nachhaltigkeit der Ressourcennutzung.
 ● Es werden vermehrt Instrumente für das Landressourcen-
Management eingesetzt.
 ● In den Interventionszonen werden Instrumente der Risi-
koanalyse und -reduktion eingesetzt.
Schlüsselindikatoren  ● Verbesserung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Lebensbedingungen betroffener Familien
 ● Steigerung der Familieneinkommen
 ● Landesfl ächen, die einzelne natürliche Ressourcen erhalten 
(thematische Landkarten)
 ● Rückgang der ökonomischen Verluste
 ● Anzahl Gemeinden, die Instrumente der Risikoanalyse und 
-reduktion einsetzen
 ● Anzahl und Art der Initiativen, die traditionelles Wissen 
anwenden
Schwerpunkt 3 Nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung
Ziel Schaffung von nachhaltiger Arbeit und Einkommen innerhalb 
von Wertschöpfungsketten
Programm (PROSEDER)
Dienstleistungen für ländliche 
Unternehmensentwicklung 
Dienstleistungen zur Unternehmensentwicklung 
(fi nanzieller oder nicht-fi nanzieller Art)
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der wirtschaftlichen Akteure 
durch gezielte Unterstützung der Unternehmensentwicklung in 
der gesamten Wertschöpfungskette
Wirkungshypothese Die Bereitstellung von Dienstleistungen zur Entwicklung nach-
frageorientierter, unternehmerischer Fähigkeiten verbessert 
die Wettbewerbsfähigkeit sowie die Schaffung von Arbeit und 
Einkommen wirtschaftlicher Akteure.
„Ich mache von der Landwirtschaftsversicherung Gebrauch. 
Meine Nachbarn haben sich nicht versichert, sie sind nun auf-
geschmissen, weil sie dachten, dass alles gut gehen würde. Die 
guten Praktiken halfen mir zudem, nichts zu verlieren.“
Félix, 48 Jahre, La Paz
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Programm (ProCap)
Berufl iche Qualifi zierung im länd-
lichen Raum
Berufl iche Ausbildung und Qualifi zierung
Entwicklung und Stärkung der produktiven Kapazitäten durch 
berufl iche Ausbildung und Qualifi zierung
Wirkungshypothese Die berufl iche Ausbildung und Qualifi zierung der technischen 
Kompetenzen erleichtert den Ausgebildeten den Zugang zu 
Arbeit und selbständiger Erwerbstätigkeit.
 „Ich bin sicher, dass ich mit meinem Wissen mein Einkommen 
verbessern kann; denn es ist mein Wunsch, ein eigenes Unter-
nehmen zu haben.“
Franklin, 18 Jahre, Chuquisaca
Programm (PIC)
Technologische Innovation in der 
Landwirtschaft
Entwicklung und technologische Innovation
Förderung der Innovation, der Verfügbarkeit und des Zu-
gangs zu angepassten Technologien zur Stärkung der Produk-
tionskapazitäten
Wirkungshypothese Die Verwendung von innovativen Technologien verschafft den 
Produzenten Wettbewerbsvorteile auf den Märkten und erhöht 
ihr Einkommen.
„Seit ich meine Hühner habe, ernähren wir uns besser, wir kaufen 
Fleisch nicht mehr im Dorf ein, Eier und Gefl ügel werden gegen 
Kleidung eingetauscht und Leute kommen zu uns einkaufen.“
Carmen, 42 Jahre, Santa Cruz
Beobachtungsvariablen  ● Die ökonomische Situation der Bevölkerung hat sich verbessert.
 ● Die Rentabilität kleiner Landwirtschaftsbetriebe sowie von 
Klein- und Kleinstunternehmen ist verbessert.
 ● Die Ernährungssicherheit hat sich verbessert.
 ● Ergebnisse aus Forschung und Ausbildung werden umgesetzt 
und mit den produktiven Sektoren abgestimmt (Technologie- 
und Wissenstransfer). Innovative Initiativen diversifi zieren die 
Produktion.
 ● Das Angebot an Dienstleistungen für Kleinbetriebe hat sich 
vergrössert.
Schlüsselindikatoren  ● Steigerung der Familieneinkommen
 ● Anzahl Arbeitsplätze und Möglichkeiten für den selbständi-
gen Erwerb
 ● Verbessertes Ausbildungsniveau bei begünstigten Jugendlichen
 ●  Verbesserung der Ernährungswerte in der Bevölkerung
 ● Zugang zu Dienstleistungen für Kleinbetriebe (fi nanzieller 
oder nicht-fi nanzieller Art)
 ● Diversifi zierte Produktion in den betroffenen Regionen
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Interkulturalität
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natürlicher 
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und Scaling -Up
3.4 Transversalthemen – Ziele, die wir immer vor Augen haben
In ihrem Entwicklungsprogramm beachtet 
die Schweiz die Grundsätze der Guten Regie-
rungsführung und einer gleichberechtigten 
Entwicklung von Männern und Frauen.
 ■  Gute Regierungsführung: Die 
Schweiz fördert die Menschenrechte und 
die Rechtsstaatlichkeit, indem sie in all 
ihren Aktivitäten die Prinzipien der Nicht-
Diskriminierung, der Transparenz, der 
Rechenschaftspfl icht, der Partizipation 
und der Effi zienz anwendet.
 ■  Gender: Die Schweiz strebt eine gleich-
berechtigte Entwicklung von Frauen und 
Männern als Grundlage einer demokra-
tischen und interkulturellen Gesellschaft 
in sämtlichen Aktivitäten des Programms 
an. Komplementär werden positive Mass-
nahmen zur Verringerung der bestehen-
den Kluft zwischen Frauen und Männern 
unterstützt. Die praktische Umsetzung 
erfolgt nach Vorgabe der Strategien der 
ausführenden Partnerorganisationen. Das 
Kooperationsbüro La Paz verfügt über 
einen eigenen Gender-Massnahmen-Plan.
 ■  Jugend: Die Jugend ist ein wichtiger 
Akteur in verschiedenen Programmen. 
Obgleich das Jugendthema nicht trans-
versalen und verpfl ichtenden Charakter 
hat, sucht das Entwicklungsprogramm 
der Schweiz in Bolivien der besonderen 
Situation und den Interessen der Jugend-
lichen Rechnung zu tragen.
3.5 Grundsätze – was uns wichtig ist
Die schweizerische Entwicklungszusammen-
arbeit orientiert sich an langfristigen Grund-
sätzen und Werten. Sie stützt sich auf ihre 
institutionelle Erfahrung in Bolivien (vgl. Kap. 
2.2). Dadurch wird die Schweiz als aktiver, 
den nationalen Prioritäten verpfl ichteter und 
verlässlicher Akteur erkennbar. Das Enga-
gement setzt auf Förderung der Innovation 
und Vernetzung der Agents of Change. Die 
wichtigsten Grundsätze betreffen:
 ■  Politische Willensbildung und Sca-
ling-Up: Die schweizerische Entwicklungs-
zusammenarbeit unterstützt in den drei 
Schwerpunktthemen (vgl. Kap. 3.3) die 
Erarbeitung und Umsetzung öffentlicher 
Politiken. Sämtliche konkreten Aktivitäten 
werden so angelegt, dass sie breite Bevöl-
kerungsschichten erreichen und direkte 
Wirkung zeigen (scaling-up).
 ■  Die Deklaration von Paris: Die Schweiz 
unterstützt die bolivianische Regierung 
in ihrer Koordinationsfunktion. Sie för-
dert gezielt und selektiv die Entwicklung 
und Umsetzung nationaler Politiken und 
Vorgehensweisen sowohl im bilateralen 
wie auch multilateralen Bereich. Harmo-
nisierte, transparente und an nationalen 
Zielsetzungen orientierte Programme auf 
allen Stufen (Regierung, Präfekturen, 
Gemeinden) tragen zu einer wirkungs-
vollen Zusammenarbeit bei.
 ■  Innovation: Die Förderung von neuen, 
innovativen Initiativen und Technologien 
auf lokaler oder nationaler Ebene erhöht 
die Wirkung der Zusammenarbeit und 
trägt zur Bekämpfung der Armut bei.
 ■  Interkulturalität: Vor dem Hinter-
grund ihrer eigenen Erfahrung trägt die 
Schweiz zum Aufbau einer interkulturellen 
Gesellschaft bei, welche die bestehen-
den ethnischen und kulturellen Gräben 
überwindet. Dabei wird Interkulturalität 
als eine die gesamte Bevölkerung umfas-
sende Grunddimension der Demokratie 
verstanden. Vorhaben der schweizerischen 
Entwicklungszusammenarbeit nehmen 
eine Brückenfunktion zwischen unter-
schiedlichen sozialen, kulturellen oder 
ethnischen Gruppen wahr.
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3.6 Begünstigte und Partner der Zusammenarbeit – für wen, mit wem und wo
Die Zusammenarbeit erfordert Schwerpunkte 
hinsichtlich der Begünstigten, der Partner 
sowie des geografi schen Fokus.
 ■  Begünstigte Bevölkerungsgruppen: 
Durch das schweizerische Entwicklungs-
programm werden in erster Linie arme, 
ländliche Bevölkerungskreise begünstigt. 
Diese sind in Bauern- oder indigenen 
Organisationen, in Kleinst- und Klein-
produzenten-Organisationen wie auch in 
sozialen oder politischen Organisationen 
zusammengeschlossen. In peri-urbanen 
Gebieten von grösseren und mittleren 
Städten werden zudem kleine und mittlere 
UnternehmerInnen unterstützt.
 ■  Partner und Allianzen: Die Schweiz 
arbeitet mit öffentlichen Partnern (Minis-
terien, Departamentsregierungen, 
Gemeinden, Universitäten) sowie mit 
nicht-staatlichen Organisationen (Unter-
nehmensorganisationen, Produzentenor-
ganisationen, soziale Bewegungen, Nicht-
Regierungsorganisationen) zusammen. Sie 
nimmt im Koordinationsgremium der 20 
wichtigsten bi- und multilateralen Geber, 
die in Bolivien tätig sind, eine aktive Rolle 
wahr. 
 ■  Die geografi sche Konzentration: Die 
Schweiz orientiert ihre Aktivitäten auf das 
Hochland und interandine Täler, gemäss 
der Armutsverteilung und unseren kom-
parativen Vorteilen. Zusätzlich unterstützt 
sie nationale Projekte (vgl. Beilage 1).
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4 Umsetzung der Strategie 
Modalitäten, Instrumente, Steuerung und 
Ressourcen
4.1 Modalitäten der Zusammenarbeit und Instrumente – wie wir arbeiten
Mit einer verstärkt programmorientierten 
Vorgehensweise soll die Wirkung der Zusam-
menarbeit verbessert, die Transaktionskosten 
gesenkt, die Flexibilität erhöht sowie die 
Deklaration von Paris in der Praxis umgesetzt 
werden. 
 ■  Jedes Programm (vgl. Kap. 3.3) orien-
tiert sich an einem gemeinsamen Ziel, 
welches sämtliche Aktivitäten bündelt. Es 
verfügt über ein Direktorium, in welchem 
die wichtigsten Akteure Einsitz haben 
(staatlich, nicht-staatlich, Begünstigte, 
Geber) sowie über eine Koordinationsin-
stanz (staatlich, privat, gemischt), welche 
die Programmaktivitäten plant und den 
Ressourceneinsatz sowie die Ausfüh-
rung durch Drittinstanzen steuert und 
überprüft. Jedes Programm verfügt über 
einen „Logical Framework“ sowie über 
ein Gesamtbudget (vgl. Beilage 5).
 ■  Es wird ein ausgewogener Mix von 
verschiedenen Entwicklungsinstrumen-
ten angestrebt. Zur Anwendung kommen 
Budget-Support, SWAPs, Basket-Funds, 
gemeinsame Fonds, Projekte, etc. Die 
Wahl der Instrumente hängt von den spe-
zifi schen Zielsetzungen, von der Kapazität 
der ausführenden Instanzen sowie vom 
nationalen Kontext ab (vgl. Kap. 4.2). 
Nach Möglichkeit werden mit anderen 
Gebern harmonisierte Vorgehensweisen 
sowie die Nutzung staatlicher Strukturen 
und Prozeduren gewählt.
 ■  Jedes Programm wird einer systemati-
schen Risikoanalyse unterworfen. Diese 
berücksichtigt externe wie interne Risiken: 
Die sozio-politische Situation, Naturkata-
strophen, fi nanzielle Risiken (Korruption, 
Nicht-Ausschöpfung des Budgets, etc.), 
sowie Risiken für beteiligte Mitarbeitende 
(Gesundheit, Sicherheit, etc.). Die Analyse 
unterscheidet das Schadenpotenzial und 
die Eintretenswahrscheinlichkeit. Ziel der 
Analyse ist es, mögliche negative Auswir-
kungen der Risiken gering zu halten.
4.2 Szenarien und Steuerung – wie wir aus dem Kontext lernen
Die Programmgestaltung und -umsetzung 
trägt der Entwicklung des nationalen Umfelds 
Rechnung, indem Anpassungen am Instru-
mentenmix und/oder an den thematischen 
Schwerpunkten vorgenommen werden 
können. Zur Beurteilung des Kontexts wird 
eine Reihe von Indikatoren herangezogen, 
mit welchen die politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Veränderungen periodisch 
beurteilt und allfälliger Handlungsbedarf 
identifi ziert werden. Es werden drei Szenarien 
unterschieden: ein optimistisches, ein inter-
mediäres und ein pessimistisches Szenario 
(vgl. Beilage 6).
Jedes Programm 
wird einer 
systematischen 
Risikoanalyse 
unterworfen.
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Pessim.
Szenario
Thematische Schwerpunkte 2008 2009 2010 2011 2012 Optim. 
SzenarioIntermediäres Szenario ’1000 CHF ’1000 CHF ’1000 CHF ’1000 CHF ’1000 CHF
Ü Gute Regierungsführung 2’700 3’500 3’900 3’900 3’900 Þ
Ö Natürliche Ressourcen 4’500 7’500 7’900 7’900 7’900 Ö
Þ Wirtschaftliche Entwicklung 5’800 7’700 8’000 8’000 8’000 Ü
Ö Varia 1’600 1’850 1’850 1’850 1’850 Ö
Total 14’600 20’550 21’650 21’650 21’650
4.3 Das Monitoring-System – worauf wir regelmässig unser Augenmerk richten
Das Monitoring-System des Kooperationsbüros 
wird zur Umsetzung der Kooperationsstrate-
gie herangezogen. Es erfasst die folgenden 
Dimensionen:
 ■ Die Wirkung des Programms wird zur 
Rechenschaftsablage sowie für eine effek-
tive Gestaltung des Programms genutzt 
(vgl. Beilage 8).
 ■ Die Veränderungen des Kontexts 
werden erfasst, um allenfalls Anpassun-
gen des Instrumentenmix und/oder der 
thematischen Schwerpunkte vorzunehmen 
(vgl. Kap. 4.2 und Beilage 7).
 ■  Das Management des Kooperati-
onsbüros. Es wird die Performance des 
Büros erfasst und dient dessen Leitung als 
Führungsinstrument.
 ■  Die Umsetzung der Paris-Deklaration 
gibt Anhaltspunkte über möglichen Hand-
lungsbedarf der Schweiz in Bolivien.
Über die Ergebnisse und Schlussfolgerungen 
für das Schweizer Programm wird im Jahres-
bericht, sowie in der jährlichen Aktualisierung 
des mehrjährigen Operationsplanes (POPA) 
informiert. 
4.4 Die fi nanziellen Ressourcen – Treibstoff für die Umsetzung des Programms
Die Richtwerte gemäss Südbotschaft aus 
dem Jahr 2008 für die voraussichtlichen 
fi nanziellen Ressourcen sowie die Verteilung 
auf die thematischen Schwerpunkte sind 
in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 
Abweichungen davon können sich als Folge 
von Veränderungen des Kontexts ergeben.12
12. Das politische und soziale Umfeld wird 
anhand von Indikatoren regelmässig 
beobachtet (siehe Beilage 7). Je nach 
Veränderung des Umfeldes können 
Anpassungen an der Kooperations-
strategie vorgenommen werden (siehe 
Beilage 6).
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Hochland und interandine Täler
Nationale Projekte
Beilagen
Beilage 1 – Geografi sche Übersicht der Programme der 
DEZA
Die Schweizerische Entwicklungszusammen-
arbeit in Bolivien konzentriert sich auf das 
Hochland und interandine Täler. Zusätzlich 
unterstützt sie nationale Projekte. Die Anzahl 
der direkt begünstigten Personen belief sich 
im Jahr 2008 auf rund 120´000 Personen. 
Indirekt profi tierten 1´200´000 Personen 
von den DEZA-Programmen.
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DEMOGRAPHIE (2005-2010)
Bevölkerung 2009 (Mio. Einwohner) 10.2
Mittlere Jahreszuwachsrate der Bevölkerung (%) 2.0
Anzahl Kinder pro Frau 3.5
Lebenserwartung bei Geburt (Jahre) 66
Lebenserwartung bei Geburt Männer (Jahre) 63
Lebenserwartung bei Geburt Frauen (Jahre) 68
ARMUT UND UNGLEICHHEIT 2006 2007 (g)
Mässige Armut (% der Bevölkerung) 59.9 60.1
Extreme Armut (% der Bevölkerung) 37.7 37.7
Indigene (% extremer Armut der indigenen Bevölkerung) 48.8 47.4
Nicht Indigene (% extremer Armut der nicht indigenen Bevölkerung) 21.3 25.2
Gini - Koeffi zient 0.59 0.56
BÜRGERSICHERHEIT 2006 2007 (g)
Anzahl der registrierten zivilen Unruhen 3,252 6,957
Demonstrationen 1,300 4,325
Streike 1,017 1,206
Straßensperren und Tumulte 935 1,426
Anzahl der angeklagten Gewalttaten im Haushalt 51,942 32,814
MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 2007
Index der Menschlichen Entwicklung (2009, Stellung 113 von 182) 0.726 0.729
BILDUNG 2006 2007 (g)
8 oder mehr Schuljahre (% der Bevölkerung mit 15 Jahren+) 56.4 60.8
8 oder mehr Schuljahre (% der Indigenen mit 15 Jahren+) 44.5 47.6
8 oder mehr Schuljahre (% der Nicht-Indigenen mit 15 Jahren+) 72.7 76.6
Analphabetenrate (%) 10 (g)
GESUNDHEIT 2006 2007 (g)
Impfung mit der 3. fünfwertigen Dosis DPT bei Kindern unter 1 Jahr (%) 81.7 80.2
Behandlung akuter Durchfallerkrankungen bei Kindern unter 5 Jahren (%) 46.7 46.5
Behandlung von Lungenentzündungen bei Kindern unter 1 Jahr (%) 12.2 10.1
Rate der jährlichen Parasitenerkrankungen (pro 1000 Einwohner) 5.2 4.9
% der Frauen im Fruchtbarkeitsalter mit Orientierung über Familienplanung 26.9 23.2
Kindersterblichkeit (pro 1000 Geburten) 46 (g)
WIRTSCHAFT 2008 2009 (g)
BIP (Mio. USD) 17,071 17,754
Einkommen pro Einwohner (USD) 1,651 1,736
Wirtschaftswachstum (%) 6.2 4.0
Infl ation (für 2009 Wert bis Oktober) 11.9 0.8
Finanzüberschuss (% des BIP) 3.2 0.4
Offi zielle Exporte (Mio. USD), (für 2009 Wert bis September) 5,129 3,849
Offi zielle Importe (Mio. USD), (für 2009 Wert bis September) 4,239 3,125
Beilage 2 – Sozioökonomische Daten
BEILAGEN
25
Netto Reserven internationaler Devisen (Mio. USD) 8,640 9,942
Öffentliche Investitionen (Mio. USD) 1,351 1,851
Privat Investitionen Ausland (Mio. USD) 374 316
Privat Investitionen Inland (Mio. USD) n.a. 488 (g)
Mittel- bis langfristige Auslandschulden (Mio. USD) 2,444 n.a.
Mittel- bis langfristige Auslandschulden (% des BIP) 13.8 n.a.
Offene städtische Arbeitslosigkeit (% der Erwerbstätigen) 7.4 7.4
WIRTSCHAFTSSEKTORE 2007 2008
Landwirtschaft (% des BIP) 12.9 13.5
Industrie (% des BIP) 36.4 38.40
     Minen und Steinbrüche inkl. Erdöl und Erdgas (% des BIP) 11.1 14.2
Dienstleistungen (% des BIP) 50.7 48.2
EXPORTE (% des Gesamtexports) 2007 2008 (g)
Brasilien 36.5 37.3
USA 8.6 8.7
Argentinien 8.8 8.9
Venezuela 5.1 5
Japan 8.5 8.9
Schweiz (v.a. Erze, durch Unternehmen mit Sitz in Schweiz vermarktet, und kleinerer Teil Kakao) 3.3 4.2
IMPORTE (% des Gesamtimportes) 2007 2008
Brasilien 20.5 20.5
Argentinien 16.9 16.4
USA 11.3 11.7
(g) geschätzt
Quellen: 
• Unidad de Análisis de Políticas Sociales y Económicas, Bolivia (UDAPE)
• Instituto Nacional de Estadística de Bolivia (INE)
• Banco Central de Bolivia (BCB)
• Viceministerio de Inverción Pública y Financiamiento Externo (VIPFE)
• Programa de las Nacines Unidas para el Desarrollo (PNUD)
Anmerkung: Die Daten über die Armut werden für das Monitoring der Kooperationsstrategie angewendet.
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Armutsverteilung Bolivien
Incidencia de pobreza extrema
Menor 29%
Entre 30% - 69%
Entre 70% - 89%
Mayor 90%
Sin datos
Quelle: UDAPE Unidad de Análisis de Políticas Sociales y Económicas, Bolivia, 2006
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Finanzierungsart der internationalen Entwicklungszusammenarbeit in Bolivien von 2005 bis 
2007 (Mio. USD)
Finanzierungsart 2005 2006 2007
Handelskredite (mit Marktzinsen) 364 92 302
Konzessionskredite (langfristig, mit tiefen Zinssätzen) 127 30 204
Schenkungen 287 160 194
TOTAL 778 282 700
Quelle: Auswertung der Deklaration von Paris, 1. Phase, VIPFE, 2008
Quelle: Grupo de los Socios para el Desarrollo de Bolivia (GruS, 2007)
Beilage 4 – Sektorielle Aufteilung der Geber
SCHWEIZERISCHE KOOPERATIONSSTRATEGIE FÜR BOLIVIEN 2008 – 2012
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Beilage 7 – Das Monitoring der Kooperationsstrategie: 
Variablen und Indikatoren
Schwerpunkt 1: Gute Regierungsführung und Demokratie
Förderung einer demokratischen Kultur zur Erhaltung des Friedens und der Wahrung der 
Menschenrechte
Variablen
 ● Die Gesellschaft verteidigt die Einhaltung 
der Menschenrechte und die Prinzipien 
des Rechtsstaates.
 ● Die demokratische Regierungsführung der 
Gemeinden wird durch die Beteiligung 
der Bürgerinnen und Bürger verbessert.
 ● Der Rechtsstaat wird gestärkt.
 ● Der Zugang zu öffentlicher Information 
ist erleichtert. 
Indikatoren
 ● Anzahl der Menschenrechtsverletzungen 
durch den Staat
 ● Anzahl Konfl ikte mit Gewaltanwendung
 ● Verringerung der Kluft zwischen den 
einzelnen sozialen Gruppen (im Sinne 
einer Nicht-Diskriminierung)
 ● Anzahl und Art der Initiativen, die die 
Rechte und Pfl ichten der Staatsbürgerinnen 
und –bürger stärken
 ● Prozentsatz der Bevölkerung mit Zugang 
zu öffentlicher Information
 ● Lokale Politiken guter Qualität, welche mit 
aktiver und gleichberechtigter Beteiligung 
von Jugendlichen und Frauen erarbeitet 
wurden
Schwerpunkt 2: Nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen
Aufwertung und nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen im Hinblick auf einen besseren 
Zugang zu Entwicklungs-Opportunitäten
Variablen
 ● Die wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Lebensbedingungen bäuerlicher und 
indigener Gemeinschaften sind verbessert.
 ● Die wirtschaftlichen Verluste der wich-
tigsten Landwirtschaftsprodukte durch 
Naturkatastrophen werden vermindert.
 ● Natürliche Ressourcen werden nachhaltig 
genutzt und bleiben dadurch erhalten.
 ● Die Valorisierung und Erneuerung des 
lokalen Wissens und der Bewirtschaf-
tungspraxis der Biodiversität schafft neue 
Einkommensmöglichkeiten für die Bevöl-
kerung und verbessert die Nachhaltigkeit 
der Ressourcennutzung.
 ●  Es werden vermehrt Instrumente für das 
Landressourcen-Management eingesetzt.
 ●  In den Interventionszonen werden Instru-
mente der Risiko-Analyse und –Reduktion 
eingesetzt.
Indikatoren
 ● Verbesserung der wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Lebensbedingungen 
betroffener Familien
 ● Steigerung der Familieneinkommen
 ● Landesfl ächen, die einzelne natürliche 
Ressourcen erhalten (thematische Land-
karten)
 ● Rückgang der ökonomischen Verluste
 ● Anzahl Gemeinden, die Instrumente der 
Risikoanalyse und -reduktion einsetzen
 ● Anzahl und Art der Initiativen, die tradi-
tionelles Wissen anwenden
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Schwerpunkt 3: Nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung
Schaffung von nachhaltiger Arbeit und Einkommen innerhalb von Wertschöpfungsketten
Variablen
 ● Die ökonomische Situation der Bevölke-
rung hat sich verbessert.
 ● Die Rentabilität kleiner Landwirtschafts-
betriebe sowie von Klein- und Kleinstun-
ternehmen ist verbessert.
 ● Die Ernährungssicherheit hat sich ver-
bessert.
 ● Ergebnisse aus Forschung und Ausbildung 
werden umgesetzt und mit den produktiven 
Sektoren abgestimmt (Technologie- und 
Wissenstransfer). Innovative Initiativen 
diversifi zieren die Produktion.
 ● Das Angebot an Dienstleistungen für 
Kleinbetriebe hat sich vergrössert.
Indikatoren
 ● Steigerung der Familieneinkommen
 ● Anzahl Arbeitsplätze und Möglichkeiten 
für den selbständigen Erwerb
 ● Verbessertes Ausbildungsniveau bei 
begünstigten Jugendlichen
 ● Verbesserung der Ernährungswerte in 
der Bevölkerung
 ● Zugang zu Dienstleistungen für Kleinbe-
triebe (fi nanzieller oder nicht-fi nanzieller 
Art)
 ● Diversifi zierte Produktion in den betrof-
fenen Regionen
Wie in den Beilagen 2 und 3 erwähnt, werden ebenfalls sozioökonomische Daten und 
Werte der Millenniumsentwicklungsziele für das Monitoring beigezogen. Weiterführende 
Information ist im Büro der DEZA in La Paz erhältlich.
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Beilage 8 – Links
DEZA – Agencia Suiza para el Desarrollo y la Cooperación www.deza.admin.ch
COSUDE – Kooperationsbüro La Paz, Bolivien www.cosude.org.bo 
seco – Staatssekretaria für Wirtschaft www.seco-cooperation.ch
Ministerio de Planifi cación del Desarrollo (Plan Nacional de 
Desarrollo de Bolivia)
www.planifi cacion.gob.bo
Viceministerio de Inversión Pública y Financiamiento Externo 
(VIPFE)
www.vipfe.gov.bo
Ministerio de Relaciones Exteriores y Culto www.rree.gob.bo
Ministerio de Economía y Finanzas www.economiayfi nanzas.gob.bo
Instituto Nacional de Estadísticas (INE) www.ine.gob.bo
Unidad de Análisis de Políticas Sociales y Económicas 
(UDA-PE, Bolivia)
www.udape.gov.bo
Defensor del Pueblo www.defensor.gov.bo
Grupo de Socios para el Desarrollo de Bolivia www.grus.org.bo
Banco Central de Bolivia www.bcb.gob.bo
Banco Mundial (BM) www.worldbank.org
Banco Interamericano de Desarrollo (BID) www.iadb.org
Comisión Económica para América Latina y el Caribe (UNO) www.cepal.org
PNUD – Programa de las Naciones Unidas para el Desarrollo www.undp.org
Federación de Asociaciones Municipales de Bolivia www.enlared.org.bo
Portal del Gobierno de Bolivia www.bolivia.gob.bo
Portal para acceso a periódicos www.erbol.com.bo
Zeitung “Los Tiempos” www.lostiempos.com
Zeitung “La Razón” www.la-razon.com
Zeitung “Página Siete” www.paginasiete.bo
Radio Fides (Emisora de la Iglesia Católica) www.radiofi des.com
Agencia de Noticias Fides www.noticiasfi des.com
World Resources Institute www.wri.org
Transparency International www.transparency.org
Amnesty International www.amnesty.org
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Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungs-
ländern vom 14. März 2008 (Südbotschaft)
 ● Estrategia de COSUDE a mediano 
plazo 2002-2010 para América Latina, 
COSUDE, 2002
 ● Enfrentando los desafíos de medir y 
mostrar efectos de una Estrategia de 
Cooperación, COSUDE, 2007
 ● Gobernabilidad / Enfoque de Derechos 
Humanos, COSUDE, 2007
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COSUDE, 2007
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2007
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COSUDE, 2007
 ● Varios documentos referidos a leccio-
nes aprendidas, contrapartes y aliados, 
modalidades de cooperación, concentra-
ción múltiple de las acciones (temáticas, 
geográfi cas, dinámicas de desarrollo), 
 ● Declaración de París, análisis de riesgos, 
COSUDE, 2007
 ●  Memorias de la 42ava y 43ava Reunión 
de Socios, COSUDE, abril y septiembre 
2007
 ● Ayudas Memoria de eventos de difusión 
con el Gobierno de Bolivia y la Coope-
ración Internacional, COSUDE, 2007
 ●  Dossier de información estadística, UDAPE, 
2009
 ● Análisis de contexto, 2007-2009, 
COSUDE, 2009
 ● Actualidad estadística 2007 – 2008, 
INE, 2009
 ● Informe de Política Monetaria, BCB, 2009
Calle 13, No. 455 Esq. Av. 14 de Septiembre, Obrajes
Casilla 4679, La Paz – Bolivia
Telf. +591 2 2751001
Fax +591 2 2140884
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www.cosude.org.bo
